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Alarm um die Löcher im Pflegefonds 
Muss die Wirtschaft künftig für Pflegekosten zahlen? Angesichts der Löcher im Pflegefonds 
wird diese Sorge sehr konkret. Kommt nun bald der "Pflegebeitrag"? 
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Geht es um das Thema Pflege, dann sieht sich die Bundesregierung auf der sicheren Seite: 
Mit dem Pflegefonds habe man ein verlässliches Finanzierungsinstrument geschaffen, die 
Bedeckung sei "über das Jahr 2016 hinaus garantiert", wie Sozialminister Rudolf Hundstorfer 
betont. Allerdings sind Zweifel an dieser Version angebracht. Denn der Fonds ist zwar bis 
2016 durch Budgetansätze des Bundes ausfinanziert, danach aber steht er auf dünnem Eis. 

Konkret soll der Fonds ab 2016 bei einer Summe von jährlich 350 Millionen Euro eingefroren 
werden, obwohl der tatsächliche Aufwand wegen der demografischen Entwicklung stark 
steigt. Damit könnte wieder einmal ein erhebliches "Budgetloch" drohen. Eine vertrauliche 
Kostenprognose des Sozialministeriums listet den Geldbedarf exakt auf: 2017 werden 408 
Millionen nötig sein, im Jahr darauf dann schon 468 Millionen. Der gesamte öffentliche 
Pflegeaufwand (inklusive Pflegegeld und Länderbudgets) werde demnach bis 2018 von 
derzeit 4,3 auf fast 4,7 Milliarden Euro steigen. 

Die Sozialsprecherin der Grünen, Judith Schwentner, sieht auf Basis interner Berechnungen 
eine Finanzlücke im Bundeshaushalt von 530 Millionen Euro bis 2018 wegen der  



   
 

demografischen Entwicklung. Die Steiermark schafft nun außerdem - wie berichtet - den 
Pflegeregress, also den Rückgriff auf Privatvermögen naher Angehöriger, ab. Somit zeigt sich 
immer klarer, dass ein neuerliches, heftiges Ringen um die Kostentragung im Pflegebereich 
bevorsteht. 

Vor allem die Wirtschaftsvertreter sind alarmiert. Denn schon bei den 
Koalitionsverhandlungen im letzten Herbst konnte eine Attacke in Richtung Erhöhung der 
Lohnnebenkosten nur knapp abgewehrt werden. Die SPÖ wollte damals die Pflegekosten aus 
einer zu schaffenden Vermögensteuer bedecken, die ÖVP suchte ein Gegenmodell. Diskutiert 
wurde ein allgemeiner, zweckgebundener "Pflegebeitrag" in Höhe von einem Prozent auf alle 
Einkommen - egal ob aus Arbeit, Vermietung oder Vermögen. Das hätte laut Planrechnung 
1,6 Milliarden jährlich gebracht. Doch trotz verharmlosendem Namen ("Beitrag") und breiter 
Bemessungsgrundlage wäre es im Endeffekt hauptsächlich eine Arbeitsbesteuerung gewesen. 
Letztlich war VP-Chef Michael Spindelegger dagegen. Es kam zu keiner Einigung, weshalb 
eine belastbare Lösung des Problems bis heute fehlt. 

In Wirtschaftskreisen wird nun schon vorbeugend für die nächste Runde nach möglichst 
schonenden Finanzierungswegen gesucht, die die Unternehmen nicht belasten. Dabei taucht 
eine Forderung auf, die ebenfalls schon im letzten Herbst kurzzeitig auf dem Tisch lag: eine 
private, verpflichtende Pflegeversicherung für alle. Sie soll nicht als Teil der 
Sozialversicherung organisiert sein, sondern von privaten Versicherungen getragen werden, 
wobei jedoch Versicherungspflicht herrscht. 

Vorstellen kann sich diese Lösung beispielsweise der geschäftsführende Obmann der 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft, Peter McDonald. Er sieht die 
Sozialversicherung als nicht mehr weiter belastbar an, da schon jetzt durch die überbordende 
Steuer- und Abgabenlast der Wirtschaftsstandort gefährdet sei. Sozialpolitik müsse deshalb 
"als Wirtschaftspolitik verstanden werden", fordert McDonald. Und er stellt außerdem fest: 
"Die Bundes-ÖVP hat die Sozialpolitik zu sehr der SPÖ und den Gewerkschaften überlassen. 
Das hat zu einer Vollkaskomentalität und zur Alimentierung eines Fürsorgestaates geführt." 

Gespräche über eine Pflegeversicherung werden auch schon mit der Versicherungswirtschaft 
geführt, die ein attraktives, weil wachsendes Geschäftsfeld wittert. Allerdings ist eine 
Einigung auf politischer Ebene noch weit entfernt, da man in der SPÖ ein Modell auf Basis 
privater Versicherungen ablehnt. Fest steht, dass die Pflege zu einem immer wichtigeren 
Wirtschaftsfaktor wird: Laut Rechnung des Sozialministers sollen in diesem Bereich in den 
nächsten Jahren 60.000 zusätzliche Arbeitsplätze entstehen. 
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